
Zum einen sieht der Gesetzentwurf vor, daß durch einzuset­
zende Kommissionen Renten aus der Zusatzversorgung soweit 
gekürzt werden können, als der Berechtigte in schwerwiegen­
dem Maße seine Stellung mißbraucht hat. Zum anderen sollen 
bei den Personengruppen, die im bisherigen politischen Sy­
stem Verantwortungsträger waren, die Renten aus der Zusatz­
versorgung auf den Höchstbetrag von 1500 Mark begrenzt wer­
den.

Durch diese Verknüpfung von individueller Kürzung und ge­
nereller Begrenzung ist eine Lösung erfolgt, die individuelle Ge­
rechtigkeit mit pauschaler Begrenzung verbindet, so daß 
einerseits weder billigen Rachegefühlen entsprochen wird noch 
andererseits alle politisch Verantwortlichen sich aus der Verant­
wortung davonstehlen können.

Meine Damen und Herren! Wir haben dem Gesetzentwurf ei­
ne Tabelle beigefügt, weil wir gern möchten, daß jeder Rentner 
sich auch selbst ein Bild davon verschaffen kann, wie seine Ren­
te dann erhöht wird. Ich muß aber leider sagen, mir ist gestern 
ein Rentenbescheid der Sozialversicherung zugegangen, der 
formal oder formal-rechtlich völlig in Ordnung ist. Ich persön­
lich halte ihn aber für lieblos abgefaßt.

Da wird einer Lehrerin ein Bescheid gegeben, daß sie - ich ver­
kürze das jetzt - eine Gesamtrentenleistung von 362 Mark be­
kommt. Es wäre hier doch sehr sinnvoll gewesen, einzufügen: 
Ihre Gesamtrentenleistung der SV beträgt 362 Mark; denn diese 
Lehrerin hat selbstverständlich weiterhin Anspruch auf ihre Zu- 

^satzrente, die dann hinzukommen wird, so daß also jetzt Verunsi­
cherung in der Bevölkerung entsteht, wenn solche Rentenbe­
scheide ins Land gehen.

Deshalb möchte ich hier die Zeit in Anspruch nehmen und das 
noch einmal erklären. Dies ist lediglich der Rentenbescheid für 
die SV-Rente. Hier ist nicht enthalten ein Bescheid über sosntige 
Rentenzahlungen, die durchaus natürlich weiter erfolgen. - 
Danke schön.

(Beifall der Koalition)

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Danke. Sind Sie bereit, Anfragen zu beantworten?

Ziel (SPD):

Ja.

'•'rau Wegener (PDS):

Nur noch einmal eine kurze Nachfrage. Die Anrechnung für 
Frauen, also die Versicherungsjahre, das bezieht sich doch auf le­
bend geborene Kinder oder welche Definition liegt da zugrunde?

Ziel (SPD):

Ja, es bezieht sich auf Kinder, es sind Kindererziehungsjahre.

(Frau Wegener, PDS: Das ist ein Unterschied.)

Es bezieht sich darauf, daß eine Frau bei einem Kind ein Jahr 
bekommt, bei drei Kindern neun Jahre angerechnet sind.

(Frau Wegener, PDS: Geborene Kinder? Sie müßten vielleicht 
den Fakt berücksichtigen, daß es, aus welchen Gründen auch 
immer, dazu kommt, daß Kinder versterben.)

Das ist richtig. Entschuldigung! Das sind dann geborene Kinder.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Frau Birthler (Bündnis 90/Grüne):

Sicher pflichten sie mir bei, wenn ich sage, daß Information 
immer richtig ist, weil es Menschen Gelegenheit gibt, sich einzu­
setzen für ihre Interessen und dafür auch zu kämpfen. Ich möch­
te Sie fragen, ob ich damit gemeint war, wenn Sie von Verunsi­
cherung sprechen? Ich glaube, ich habe keine falsche Informa­
tion gegeben, sondern gesagt, wie die Situation ist.

Ziel (SPD):

Nein, ich habe Sie überhaupt nicht gemeint. Ich habe die ge­
strige Diskussion gemeint hier.

Stellvertreter der Präsidentin Helm:

Bitte schön.

Frau Dr. Schönebeck (PDS):

Herr Abgeordneter! Ich möchte vorausschicken, daß ich zu der 
Frage, wie in der Vergangenheit mit Rentnern in diesem Staat 
verfahren wurde, überhaupt gar keine unterschiedliche Mei­
nung zu Ihnen habe. Nur meine Möglichkeiten, das zu verän­
dern, waren vermutlich genauso groß wie Ihre.

Ich möchte nur auf zwei Dinge aufmerksam machen. Zu den 
ganz besonderen Problemen, würden Sie mir da vielleicht zu­
stimmen, gehört, daß die Rentner nicht wie in der Bundesrepu­
blik mit einem Telefon versorgt worden sind. Einige haben je­
doch eins.

Was für Konsequenzen, bitte sehr, sehen Sie aus der Erhöhung 
der Postgebühr ab 1. Juli? Gibt es aus Ihrer Sicht Möglichkeiten, 
diese Härten, die sich möglicherweise dort für Rentner, deren 
einziges Kommunikationssystem das Telefon darstellt, ergeben, 
auszugleichen?

Ziel (SPD):

Ich bedanke mich für die Frage. Ich halte es allerdings für sehr 
schwierig, daß ich sie von meiner Situation aus beantworte, weil 
ich der Meinung bin, hier müßte der Postminister eigentlich ge­
fragt sein. Ich habe das natürlich auch selbst mit durchdacht. Ich 
halte es für sehr problematisch, weil Rentner mit einer Rente, 
die einen Eckwert von beispielsweise 495 DM hat, es sehr schwer 
haben werden, diese Gebühren zu bezahlen. Ich denke, wir soll­
ten darüber nachdenken, wie wir da helfen können. Mehr kann 
ich Ihnen aber heute dazu nicht sagen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Danke. Es sind keine weiteren Anfragen.

Meine Damen und Herren! Ich setze Ihr Einverständnis vor­
aus, daß wir - abweichend von der Geschäftsordnung - die Aus­
sprache kurz unterbrechen und die Bekanntgabe des Spenden­
ergebnisses einschieben im Zusammenhang mit einigen klären­
den Worten des Herrn Minister Ebeling, da es auch an zeitliche 
Probleme gebunden ist. Ich setze Ihr Einverständnis voraus und 
bitte den Abgeordneten Amende, das Ergebnis bekanntzugeben.

Amende (SPD):

Ich darf den Damen und Herren Abgeordneten das Spenden­
ergebnis bekanntgeben. Es sind 20 200 M gesammelt worden und 
220 DM. Vielen Dank.
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Frau Birthler, bitte. (Beifall)


